
Jahrgang 13   17. September 2003 Nummer 20

Amtsblatt
für den Landkreis Stendal

Inhaltsverzeichnis Seite
1. Landkreis Stendal 

- 2 Satzungen zur Feststellung der Gemeinnützigkeit von öffentlichen Einrichtungen im Landkreis Stendal (Gemeinnützigkeitssatzung)  . . . . . . 170
- Ergänzung der Richtlinie für die Schülerbeförderung im Landkreis Stendal vom 25. 11. 1999, veröffentlicht im Amtsblatt am 15. 12. 1999  . . . .171
- Bekanntmachung des Landkreises Stendal  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .171
- Satzung der „Dr.-Fritz-Milkowski-Stiftung“  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .171

2. Gesellschaft für Arbeitsförderung und Sanierung des Landkreises Stendal - Bekanntmachung gem. § 121 GO des Landes Sachsen-Anhalt  . . . . .172
3. Verwaltungsgemeinschaft „Uchtetal“

- Bekanntmachung der Verwaltungsgemeinschaft „Uchtetal“ über die Jahresrechnung 2001 und Entlastung der Leiterin des gemeinsamen 
Verwaltungsamtes für das Haushaltsjahr 2001  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .173

- 1. Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Dahlen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .173
- 2. Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Uenglingen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .175

4. Verwaltungsgemeinschaft „Tangerhütte-Land“ 
- Bekanntmachung der Jahreshaushaltsrechnung 2001 sowie die Entlastung der Leiterin des gemeinsamen Verwaltungsamtes der VGem 

„Tangerhütte-Land“  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .177
- Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für öffentliche Verkehrsanlagen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .177
- Bekanntmachungen der Jahreshaushaltsrechnungen 2001 sowie die Entlastungen der Bürgermeisterinnen der Gemeinde Lüderitz,

der Gemeinde Jerchel  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .178
- Stellenausschreibung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .178

5. Katasteramt Stendal 
- Bodensonderungsverfahren Nr. 17/2003

hier: Bekanntmachung zur Auslegung des Entwurfes des Sonderungsplanes, 1 Übersichtskarte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 178
- Bodensonderungsverfahren Nr. 12/2003 

hier: Bekanntmachung zur Auslegung des Entwurfes des Sonderungsplanes, 1 Übersichtskarte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .178
- Aktualisierung der tatsächlichen Nutzung, 1 Formular VuKV LSA 605 (Offenlegung), 1 Übersichtskarte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .181

Landkreis Stendal

Satzung zur Feststellung der Gemeinnützigkeit 
von öffentlichen Einrichtungen im Landkreis Stendal 

(Gemeinnützigkeitssatzung)

Präambel:

Auf der Grundlage des § 6 Abs. 1 der Landkreisordnung für das Land Sachsen-Anhalt (LKO
LSA) vom 5. Oktober 1993, GVBl. S. 598, zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes zur
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung vom 7. August 2002, GVBl. S. 336, hat der
Kreistag des Landkreises Stendal in seiner Sitzung am 26.06.2003 die Satzung zur Feststel-
lung der Gemeinnützigkeit verschiedener öffentlicher Einrichtungen beschlossen.

§ 1
Öffentliche Einrichtungen

Der Landkreis Stendal unterhält die öffentlichen Einrichtungen
a) Kreisvolkshochschule Stendal, Stendal, Altes Dorf 22 
b) Kreismusikschule Stendal, Havelberg, Pestalozzistr. 5 
c) Fahrbücherei des Landkreises, Osterburg, Großer Markt 10 
d) Wohnunterkunft, Stendal, A.-Dürer-Str. 107

Wohnheim, Havelberg, Lindenweg 2

zu ausschließlich gemeinnützigen Zwecken.

§ 2
Zweckbestimmung

(1) Die in § 1 aufgeführten Betriebe gewerblicher Art (BgA) verfolgen ausschließlich und
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinn des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“
der Abgabenordnung. Zweck der BgA ist die Förderung von Bildung und Erziehung so-
wie Kunst und Kultur.

(2) a) Die Kreisvolkshochschule wendet sich mit ihrem Bildungs- und Kulturangebot an
Erwachsene und Jugendliche. Sie vermittelt und fördert durch Sachinformationen
sowie durch Orientierungs-, Lebens- und Lernhilfen Kenntnisse und Fähigkeiten.

b) Die Musikschule wirkt als musikalische Bildungsstätte für Laien und ist im Ge-
samtbildungswesen eingeordnet. Aufgabe der Musikschule ist es, Kinder, Jugendli-
che und Erwachsene an die Musik heranzuführen, Begabungen frühzeitig zu erken-
nen, individuell zu fördern sowie die eventuelle Vorbereitung auf ein Berufsstudium
zu unterstützen.

c) Die Fahrbücherei hat die Aufgabe, Bücher und andere Druckerzeugnisse sowie Bild-,
Ton- und Datenträger zu Zwecken der Information, der allgemeinen, schulischen
und beruflichen Bildung, zur Unterhaltung und Freizeitgestaltung bereitzustellen.

d) Die Vorhaltung von Wohnheimen dient dem Erziehungs- und Bildungsauftrag und
seiner Umsetzung durch den Schulträger. Berufsschülern, Gymnasiasten und Fach-
gymnasiasten, die lange Anfahrtswege haben, wird hier die Möglichkeit der Unter-
bringung gegeben.

(3) Die im § 1 aufgeführten Einrichtungen sind selbstlos tätig; sie verfolgen nicht in erster
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

§ 3
Mittelverwendung

(1) Mittel der im § 1 aufgeführten BgA dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-

wendet werden. Der Landkreis Stendal erhält bei Auflösung oder Aufhebung des BgA
oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als das eingebrachte Anlagever-
mögen und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sachleistungen zurück.

(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Stendal in Kraft.

Stendal, den 05.09.2003

Jörg Hellmuth
Landrat

Satzung zur Feststellung der Gemeinnützigkeit 
von öffentlichen Einrichtungen im Landkreis Stendal 

(Gemeinnützigkeitssatzung)

Präambel:

Auf der Grundlage des § 6 Abs. 1 der Landkreisordnung für das Land Sachsen-Anhalt (LKO
LSA) vom 5. Oktober 1993, GVB1. S. 598, zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes zur
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung vom 7. August 2002, GVB1. S. 336, hat der
Kreistag des Landkreises Stendal in seiner Sitzung am 26.06.2003 die Satzung zur Feststel-
lung der Gemeinnützigkeit verschiedener öffentlicher Einrichtungen beschlossen.

§ 1
Öffentliche Einrichtungen

Der Landkreis Stendal unterhält die öffentlichen Einrichtungen Museen des Landkreises mit
folgenden Standorten:

Prignitz-Museum, Havelberg, Am Dom
Kreismuseum Osterburg, Osterburg, Str. d. Friedens  21

zu ausschließlich gemeinnützigen Zwecken.

§ 2
Zweckbestimmung

(1) Die in § 1 aufgeführten Betriebe gewerblicher Art (BgA) verfolgen ausschließlich und
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinn des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“
der Abgabenordnung. Zweck der BgA ist die Förderung von Kultur und Kunst, Bildung
und Erziehung sowie Wissenschaft und Forschung.

(2) Die Museen sind eine nicht gewinnorientierte Einrichtung, die der Öffentlichkeit zu-
gänglich sind und materielle Zeugnisse über den Menschen und seine Umwelt erwerben,
bewahren, bekannt machen und ausstellen.
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(3) Die im § 1 aufgeführten Einrichtungen sind selbstlos tätig; sie verfolgen nicht in erster
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

§ 3
Mittelverwendung

(1) Mittel der im § 1 aufgeführten BgA dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-
wendet werden. Der Landkreis Stendal erhält bei Auflösung oder Aufhebung des BgA
oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als das eingebrachte Anlagever-
mögen und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sachleistungen zurück.

(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Stendal in Kraft.

Stendal, den 05.09.2003

Jörg Hellmuth
Landrat

Ergänzung der Richtlinie für die Schülerbeförderung im
Landkreis Stendal vom 25.11.1999, veröffentlicht 

im Amtsblatt am 15.12.1999

Punkt 9.4.

Schüler des 11. bis 13.* Schuljahres sowie Vollzeitschüler der Berufsbildenden Schulen, mit
Ausnahme der unter Punkt 1.2. genannten, können vom Träger der Schülerbeförderung Zu-
schüsse zu den notwendigen Aufwendungen erhalten. Als notwendige Aufwendungen wer-
den nur die Kosten eines öffentlichen Verkehrsmittels zur nächstgelegenen Schule der je-
weiligen Schulform anerkannt. Den Eltern werden ausschließlich auf dem Wege der Fahrko-
stenrückerstattung und unter Vorlage der Wochen- und Monatskarten die Kosten zurücker-
stattet.

9.4.1. Regelung für Sozialhilfeempfänger

Ist eine Familie sozialhilfebedürftig, wird die Wochen- bzw. Monatskarte zu 100 %
erstattet.

9.4.2. Regelung entsprechend der Einkommensgrenze nach § 79 Bundessozialhilfege-
setz (BSHG)
(analog Erlass/Ermäßigung der Kinderfreibeträge für Kindereinrichtungen)

Anspruchsberechtigt für einen Zuschuss zu den notwendigen Fahrkosten sind El-
tern, deren Einkommen die Grenze nach § 79 BSHG unterschreitet.

Folgendes Einkommen wird zugrunde gelegt: 

563,00 Euro für den Haushaltsvorstand
226,00 Euro für jede weitere zum Haushalt gehörende Person, ausgenommen

Angehörige 2. und höheren Grades.

Der Eigenanteil für die Schülerbeförderung der Schüler des 11. bis 13.* Schuljahres
sowie der Vollzeitschüler umfasst

- bei einem Einkommen bis 950 Euro den Betrag der Preisstufe 1
der gültigen Fahrpreistabelle der Altmark
Bus GmbH

- bei einem Einkommen über 950 Euro den Betrag der Preisstufe 2
der gültigen Fahrpreistabelle
der Altmark Bus GmbH

9.4.3. Abrechnungsmodus

a) Abrechnung- Regelung für Sozialhilfeempfänger: - monatlich

b) Abrechnung - Regelung nach Einkommensgrenze gemäß § 79 BSHG:
- im Monat November für die Monate August, September, Oktober
- im Monat Februar für die Monate November, Dezember, Januar
- im Monat Mai für die Monate Februar, März, April
- im Monat August für die Monate Mai, Juni, Juli

In besonderen Härtefällen kann von diesem Abrechnungsmodus abgewichen
werden.

(*gilt bis Auslaufen des 13. Schuljahres)

Die Ergänzung tritt mit dem 21.08.2003 in Kraft.

Stendal, den 05.09.2003

Jörg Hellmuth
Landrat

Bekanntmachung des Landkreises Stendal

Bekanntmachung gemäß §3 a Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit (UVPG) i.

d.F.d.B.v. 05.09.2001 (BGBl. Teil I Nr. 48 vom 19.09.2001, S. 2350-2375) 7 zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Siebten Gesetzes zur Änderung des WHG vom 18.06.2002 (BGBl.
Teil 1 Nr. 37 vom 24.06.2002 S. 1921) i.V.m § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Land Sachsen-Anhalt (UVPG LSA) vom 27.08.2002 (GVBl. LSA
Nr. 47 vom 30.08.2002, S. 372-374) über den Verzicht der Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung.

Folgende Vorhaben wurden beantragt, die folgende Grundstücke berühren:

Antrag vom Antragsteller Vorhaben Gemarkung Flur Flurstück

14.03.2003 Stadt Seehausen Ausbau eines vorhandenen Seehausen 3 1128/241
Gewässerprofils 1748/230

1746/237

05.05.2003 Gemeinde Hüselitz Ausbau des Grabens DBI 019 Hüselitz 1 307/28,
273/25,
272/25, 2,
209/3,
207/24,
205/28,

2 350/218,
347/282,
217/5

30.06.2003 Stadt Werben Gewässerverrohrung Werben 12, 57/1, 56
durch den Südwall 11 227/13,

227/16,
227/17,
227/18

12.11.2002 Heinl GmbH & Co. Grabenrückbau 111 000 00 Bertkow 6 59/1, 69/1
Gut Plätz KG

Es handelt sich hier um Vorhaben gemäß Nummer 1.14 der Anlage 1 zum UVPG LSA.
Gemäß § 2 Abs. 2 UVPG LSA i.V.m. der Anlage 2 zum UVPG LSA wurde im Rahmen der
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls das Verfahren zur Feststellung der UVP-Pflicht
durchgeführt. Diese Vorprüfung ergab, dass es sich bei diesen Vorhaben um n i c h t UVP -
pflichtige Maßnahmen zum Gewässerausbau i.S.v. § 120 Abs. 2 Wassergesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (WG LSA) i.d.F.d.B. v. 21.04.1998 (GVBl. LSA Nr. 15 vom 24.04.1998 S.
186), zuletzt geändert durch Artikel 4 des UVPG LSA, handelt.

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung entfällt somit in diesen Verfahren.

Hinweis:
Diese Feststellung ist nicht selbständig durch Rechtsmittel anfechtbar.

Stendal, den 03. September 2003

Jörg Hellmuth
Landrat

Satzung
der „Dr.-Fritz-Milkowski-Stiftung“

Präambel

Grundlage dieser Satzung bildet das „Protokoll über die Auflagen für die Verwendung der
Dr.-Fritz-Milkowski-Zuwendung“ vom 03.03.1986 beim damaligen Rat des Kreises Stendal.

Mit Bescheid des Regierungspräsidiums Magdeburg vom 28.04.2000 (Az.: 21.02.-11741),
der in Bestandskraft erwachsen ist, wurde förmlich festgestellt, dass die sog. „Milkowski-
Stiftung“ eine unselbständige Stiftung des privaten Rechts im Sinne des Gesetzes über die
Bildung und Tätigkeit von Stiftungen - Stiftungsgesetz - vom 13.09.1990 (GBl. der DDR
Teil 1 Nr. 61, S. 1483) i. d. F. der Veröffentlichung vom 02.01.1997 (GVBl. LSA Nr. 1/1997,
S. 2, 144) ist.

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz

(1) Die Stiftung führt den Namen

„Dr.-Fritz-Milkowski-Stiftung“.

(2) Sie ist eine unselbständige Stiftung des privaten Rechts gemäß § 28 Stiftungsgesetz. Die
treuhänderische Verwaltung der Vermögensmasse ist dem Landkreis Stendal übertra-
gen.

(3) Sitz der Stiftung ist Stendal.

§ 2
Zweck der Stiftung

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Zweck der Stiftung ist die Förderung und Würdigung von entstehenden und bestehenden
Ortschroniken sowie die Überarbeitung oder Ergänzung von Ortschroniken aus dem
Landkreis Stendal und von Beiträgen zur Dorfgeschichte. Die Ziele werden insgesamt
verfolgt. Eine bestimmte Rang- und Reihenfolge zwischen ihnen besteht nicht. Vorran-
gig sind jedoch vorstehend benannte Werke/Beiträge aus dem Gebiet des ursprünglichen
Landkreises Stendal vor der Kreisgebietsreform am 01.07.1994 zu fördern und zu wür-
digen.

(3) Der Stiftungszweck wird verwirklicht durch die Gewährung von Leistungen für die Er-
stellung von Werken/Beiträgen oder Ergänzung derselben im Sinne von § 2 Abs. 2.
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(4) Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

(5) Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.

§ 3
Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsvermögen, das im Jahr 1988 von Herrn Fr. Fritz Milkowski unter dem § 2
Abs. 2 genannten Zweck gewidmet wurde, betrug 55.000,00 Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik. Zum 01.01.2003 beträgt das Stiftungsvermögen 20.913,20
Euro.

(2) Sämtliche die Stiftung betreffenden Einnahmen und Ausgaben sind gemäß § 65 der
Landkreisordnung für das Land Sachsen-Anhalt (Landkreisordnung - LKO LSA) vom
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 598), zuletzt geändert durch das Erste Vorschaltgesetz zur
Kommunalreform vom 5. 12. 2000 (GVBl. LSA S. 664) i. V. m. § 110 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (Gemeindeordnung - GO LSA) vom
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Gesetzt vom 03.04.2001 (GVBl.
LSA S. 136), gesondert im Haushaltsplan des Landkreises Stendal auszuweisen (geson-
derter Unterabschnitt).

Das Stiftungsvermögen ist kommunales Sondervermögen gemäß § 65 LKO LSA i. V. m.
§ 45 i. V. m. § 39 Abs. 1 der Verordnung über die Aufstellung und Ausführung  des
Haushaltsplanes der Gemeinden im Land Sachsen-Anhalt (Gemeindehaushaltsverord-
nung - GemHVO) vom 22.10.1991 (GVBl. LSA S. 378, ber. 1992 S. 85), geändert durch
Verordnung vom 23.02.2001 (GBVl. LSA S. 94) in den Anlagen zur Jahresrechnung
darzustellen.

(3) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand ungeschmälert zu erhalten. Dem Stif-
tungsvermögen wachsen diejenigen Zuwendungen Dritter zu, die dazu bestimmt sind.
Zuwendungen ohne Zweckbestimmung auf Grund einer Verfügung von Todes wegen
können ebenfalls dem Stiftungsvermögen zugeführt werden.

§ 4
Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen

(1) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen
sind zur Erfüllung des Stiftungszwecks als gestaffelte Preise nach Maßgabe des § 9 Abs.
3 sowie für die Vor- und Nachbereitung einer würdigen Preisverleihung zu verwenden.
Sofern die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendun-
gen in einem Jahr nicht ausgeschöpft werden sollten, sind sie in das nächste Jahr zu über-
tragen. Aus den daraus angesammelten Erträgen kann auch der Ankauf von Kunstwer-
ken finanziert werden, die der Gemeinde Groß Schwechten kostenfrei überlassen wer-
den. Diesbezüglich ist entsprechend dem Stifterwillen zunächst ein bildhauerisches
Werk zu bevorzugen, das Drainagearbeiter bei ihrer Tätigkeit aus der Jahrhundertwende
darstellt. Diesbezüglich gilt § 9 in entsprechender Anwendung.

(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung entsprechen, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Rechtsstellung der Begünstigten

Den durch die Stiftung Begünstigten steht auf Grund dieser Satzung  ein Rechtsanspruch auf
Leistungen der Stiftung nicht zu.

§ 6
Verwaltung der Stiftung

(1) Die Stiftung wird durch den Landkreis Stendal nach Maßgabe der Bestimmungen dieser
Satzung i. V. m. § 65 LKO LSA i. V. m. § 115 Abs. 1 GO LSA treuhänderisch verwal-
tet.

(2) Der Landrat beruft lediglich einen Stiftungsbeirat zur Wahrnehmung der Aufgaben nach
§ 9 ein.

§ 7
Zusammensetzung des Stiftungsbeirates

(1) Der Stiftungsbeirat soll aus fünf Personen bestehen und setzt sich folgendermaßen zu-
sammen:

- zwei Vertreter/innen des Kreistages des Landkreises Stendal

- der/die Leiter/in der Museen des Landkreises Stendal

- ein Mitglied des Altmärkischen Heimatbundes e. V., vorgeschlagen durch den Vor-
stand

- ein(e) Mitarbeiter(in) der Stadt Stendal, der (die) die Interessenten des Altmärkischen
Museen Stendal vertritt, vorgeschlagen durch die Stadt Stendal.

(2) Die Mitglieder des Stiftungsbeirates sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig.

(3) Ihnen dürfen keine Vermögensvorteile aus Mitteln der Stiftung zugewendet werden. Sie
haben Anspruch auf Ersatz der ihnen entstehenden notwendigen Kosten in Form einer
reinen Aufwandsentschädigung wie Fahrt- und Reisekosten.

§ 8
Vorsitzender  und Stellvertreter des Stiftungsbeirates

Der Landrat bestimmt den/die Vorsitzende/n des Stiftungsbeirates und dessen/deren Stell-
vertreters/in aus dem in § 7 beschriebenen Personenkreis. Der Stellvertreter hat vollumfäng-
lich die gleichen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Stiftungsbeirates, wenn dieser
an der Ausübung seines Amtes verhindert ist.

§ 9
Aufgaben des Stiftungsbeirates

(1) Der Stiftungsbeirat hat den Willen des Stifters mit aller Sorgfalt gründlich und nachhal-
tig zu berücksichtigen.

(2) Der Stiftungsbeirat veranlasst jährlich über die örtliche Presse einer Ausschreibung an
Ortschronisten und interessierte Bürger, sich an der Erarbeitung von Werken/Beiträgen
entsprechend dem in § 2 Abs. 2 dargelegten Stiftungszweck zu beteiligen. Die wichtig-
sten Grundsätze an eine wissenschaftliche Arbeit (Quellennachweise etc.) sind dabei zu
erläutern.

(3) Der Stiftungsbeirat ist nach Vorlage des Ausschreibungsergebnisses nach Maßgabe des
§ 10 durch den/die Vorsitzende/n, im Falle seiner Verhinderung durch dessen/deren
Stellvertreter/in einzuberufen.
Im Wege der Beschlussfassung gemäß § 10 erfolgt die Prämierung nach den Kriterien
„Erster, Zweiter und Dritter Platz“, wobei die nach § 4 Abs. 1 S. 1 zur Verfügung ste-
henden Mittel abzüglich der für die Verwaltung der Stiftung, die würdige Preisverlei-
hung und adäquate Öffentlichkeitsarbeit entstehenden Kosten wie folgt auszureichen
sind:

Erster Platz 50 v. H. 
Zweiter Platz 30 v. H. 
Dritter Platz 20 v. H. 

(4) Der Stiftungsbeirat führt jährlich eine würdige Preisverleihung durch. Im übrigen gilt § 10
in analoger Anwendung. Seitens des Stiftungsbeirates ist im Nachgang zur Preisverlei-
hung entsprechend dem Stifterwillen eine adäquate Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben.

§ 10
Einberufung und Beschlussfassung

(1) Der Stiftungsbeirat muss mindestens zweimal pro Jahr einberufen werden.

(2) Die Sitzungen des Stiftungsbeirates werden durch den/die Vorsitzende/n, im Falle sei-
ner/ihrer Verhinderung durch dessen/deren Stellvertreter/in, mit einer Frist von zwei
Wochen und unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich einberufen. Für den wirksa-
men Zugang der Einladung trägt der/die Vorsitzende, im Falle seiner/ihrer Verhinderung
dessen/deren Stellvertreter/in, die Verantwortung.

(3) Der Stiftungsbeirat ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder
und der/die Vorsitzende, im Falle seiner/ihrer Verhinderung der/die stellvertretende Vor-
sitzende, anwesend sind. Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der Mitglieder des Stif-
tungsbeirates. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden, im
Falle seiner/ihrer Verhinderung die seines/ihrer Stellvertreter/in. Ladungsfehler gelten
als geheilt, wenn mehr als zwei Drittel der Mitglieder und der/die Vorsitzende/r, im Fal-
le seiner/ihrer Verhinderung der/die stellvertretende/r Vorsitzende/r, anwesend sind und
aus ihrer Mitte kein Widerspruch erhoben wird.

(4) Über Sitzungen des Stiftungsbeirates ist eine Niederschrift anzufertigen, die von
dem/der Vorsitzenden, im Falle seiner/ihrer Verhinderung durch dessen/deren Stellver-
treter/in, und dem von ihm/ihr beauftragten Schriftführer/in zu unterzeichnen ist. Die
Niederschriften sind den Mitgliedern des Stiftungsbeirates unverzüglich zu übersenden.

§ 11
Satzungsänderungen, Änderungen des Stiftungszwecks, Zusammenlegung, Auflösung

(1) Satzungsänderungen, Änderung des Stiftungszwecks, Zusammenlegung und Auflösung
der Stiftung erfolgen durch den Kreistag des Landkreises Stendal. Die Maßgaben des
§ 65 LKO LSA i.V.m. § 115 Abs. 2 GO LSA sind einzuhalten. Die Absicht des Stifters
ist  tunlichst zu berücksichtigen.

(2) Beschlüsse nach Abs. 1 sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

§ 12
Vermögensanfall

Bei Auflösung der Stiftung fällt das verbleibende Vermögen nach Maßgabe des § 65 LKO
LSA i. V. m. § 115 Abs. 3 GO LSA an den Landkreis Stendal. Dieser hat es unmittelbar und
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Sinne des Stiftungszweckes oder diesem so na-
he wie möglich kommenden Zwecken zu verwenden. Der Landkreis Stendal hat bei der Ver-
wendung des Vermögens den Stiftungszweck tunlichst zu berücksichtigen.

§ 13
Stiftungsaufsicht

(1) Die verwaltende Kommune der Stiftung, der Landkreis Stendal, unterliegt der Kommu-
nalaufsicht. Diese nimmt im Rahmen des anzuwendenden geltenden Rechts die Rechts-
aufsicht in ihrer Eigenschaft als Aufsichtsbehörde wahr.

(2) Aufsichtsbehörde ist das Regierungspräsidium Magdeburg.

§ 14
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt mit Beschluss des Kreistages vom 20.03.2003 in Kraft.

Stendal, den 09.04.2003

Jörg Hellmuth

Landrat Siegel

Gesellschaft für Arbeitsförderung und 
Sanierung des Landkreises Stendal mbH

Bekanntmachung gemäß § 121 GO 
des Landes Sachsen-Anhalt

Die Gesellschaft für Arbeitsförderung und Sanierung mbH weist im Jahr 2002 einen Jahres-
fehlbetrag in Höhe von 501.081,74 d aus. Der Jahresfehlbetrag wurde aus dem Sonderposten
für Gesellschafterbeiträge ausgeglichen, so dass das Ergebnis +./. 0 ausweist. Der Bestäti-
gungsvermerk des Abschlussprüfers zum Jahresabschluss 2002 unter Einbeziehung der
Buchführung und des Lageberichtes erfolgte uneingeschränkt. Der Bericht über die Ab-
schlussprüfung für das Geschäftsjahr 2002 der Gesellschaft für Arbeitsförderung und Sanie-
rung und die Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Bestätigung des Jahresabschlusses
und Lageberichtes in der Gesellschafterversammlung vom 27.08.2003 liegen zur Einsicht-
nahme vor und können vier Wochen lang nach Erscheinen dieser Veröffentlichung in den
Räumen der Geschäftsführung der GfAuS mbH, Uenglingen, Gutshof 1, während der übli-
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chen Geschäftszeiten eingesehen werden.

Geschäftsführer

Verwaltungsgemeinschaft „Uchtetal“

Bekanntmachung der Verwaltungsgemeinschaft 
„Uchtetal“ über Jahresrechnung 2001 und die Entlastung

der Leiterin des gemeinsamen Verwaltungsamtes 
für das Haushaltsjahr 2001

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Stendal hat die Jahresrechnung 2001 der Ver-
waltungsgemeinschaft „Uchtetal“ geprüft.

Der Gemeinschaftsausschuss hat auf seiner Sitzung am 02.09.2003 gemäß § 108 (4) Ge-
meindeordnung Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993, (GVBl. LSA S.568), zuletzt geändert
durch das Zweite Investitionserleichterungsgesetz vom 16. Juli 2003 (GVBl. LSA S.158),-
GO LSA-, die Jahresrechnung 2001 beschlossen und der Leiterin des gemeinsamen Verwal-
tungsamtes die Entlastung für das Haushaltsjahr 2001 erteilt.

Der Entlastungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die Jahresrechnung 2001 mit Anlagen liegt in der Zeit

vom 18.09.2003 bis zum 02.10.2003

in der Verwaltungsgemeinschaft „Uchtetal“, Moltkestr.42 in 39576 Stendal, während der
Dienstzeiten öffentlich zur Einsichtnahme aus.

Stendal, den 08.09.2003

Voigt
Leiterin des gemeinsamen Verwaltungsamtes

Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA
für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Dahlen

Aufgrund der §§ 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568) und § 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Sach-
sen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405) in der jeweils
gültigen Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Dahlen in seiner Sitzung am 23.06.2003
folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Beitragsfähige Maßnahmen

(1) Zur Deckung ihres Aufwandes für die erforderliche Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung und Erneuerung ihrer öffentlichen Verkehrsanlagen (Straßen, Wege,
Plätze sowie Straßenbegleitgrün) erhebt die Gemeinde Beiträge - sofern Erschließungs-
beiträge nach den §§ 127 ff. BauGB nicht erhoben werden können - nach Maßgabe die-
ser Satzung von den Beitragspflichtigen im Sinne des § 6 Abs. 8 KAG-LSA, denen durch
die Inanspruchnahme oder die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Leistungen ein
Vorteil entsteht.

(2) Zu den öffentlichen Verkehrsanlagen gehören auch die aus tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege, die außerhalb der ge-
schlossenen Ortslage (Außenbereich) verlaufenden Gemeindestraßen nach § 3 Abs. 1
Nr. 3 StrG LSA und die sonstigen öffentlichen Straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 StrG LSA,
die in der Straßenbaulast der Gemeinde stehen.

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne Ausbau-
maßnahme. Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte Teile einer
Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren Abschnitt einer
Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert ermitteln.

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahmen werden durch das Bauprogramm
bestimmt. Das Bauprogramm wird durch die Gemeinde formlos festgelegt.

§ 2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten
1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der

für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen
Verkehrsanlagen benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von der
Gemeinde hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der
Bereitstellung;

2. für die Freilegung der Fläche;
3. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der

Fahrbahn mit Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertie-
fungen einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen und
Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus;

4. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von
Wegen und Plätzen in entsprechender Anwendung von Nr. 3;

5. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von
a) Randsteinen und Schrammborden,
b) Rad- und Gehwegen,
c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
d) Beleuchtungseinrichtungen,
e) Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der öffent-

lichen Verkehrsanlagen,

f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
g) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grünan-

lagen, soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind,

6. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung;

7. der Fremdfinanzierung;

8. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maßnahme be-
wirkten Eingriffs in Natur oder Landschaft zu erbringen sind.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Der beitragfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der Aufwand für
1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.

§ 4
Grundstück

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne.

(2) Ist ein vermessenes und im Grundbuch eingetragenes bürgerlich-rechtliches Grundstück
nicht vorhanden, so gilt die von dem Beitragspflichtigen zusammenhängend genutzte
Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die Grund-
stücksgröße nachprüfbar, insbesondere durch amtliche Dokumente, nachzuweisen.

§ 5
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Aufwand

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die Allgemeinheit aus der Inan-
spruchnahme der öffentlichen Verkehrsanlage ergebenden Vorteils von dem beitrags-
fähigen Aufwand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil. Den übrigen Teil des Aufwan-
des tragen die Beitragspflichtigen und die Gemeinde, soweit sie Eigentümerin oder Erb-
bauberechtigte eines berücksichtigungsfähigen Grundstückes ist.

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der öffentlichen Verkehrsanlagen durch die
Allgemeinheit auf die Gemeinde entfallende Anteil am beitragsfähigen Aufwand be-
trägt:

1. bei öffentlichen Verkehrsanlagen, die überwiegend dem Anliegerverkehr dienen,
sowie bei verkehrsberuhigten Wohnstraßen .................................................. 40 v.H.

2. bei öffentlichen Verkehrsanlagen mit starkem innerörtlichen Verkehr
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen sowie Böschun-

gen, Schutz- und Stützmauern .................................................................... 60 v.H.
b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als kombinierte

Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Verkehrsanlage 
.................................................................................................................... 40 v.H.

c) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der
Oberflächenentwässerung ........................................................................ 60 v .H.

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem Durchgangsverkehr dienen
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen sowie Böschun-

gen, Schutz- und Stützmauern .................................................................... 80 v.H.
b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als kombinierte

Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Verkehrsanlage
.................................................................................................................... 50 v.H.

c) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der
Oberflächenentwässerung .......................................................................... 70 v.H.

4. bei außerhalb der geschlossenen Ortslage (Außenbereich) verlaufenden Gemeinde-
straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrG LSA ........................................................ 80 v.H.

5. Sonstige öffentliche Straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 StrG LSA, die in der Straßenbau-
last der Gemeinde stehen, werden von der Beitragserhebung freigestellt.

(3) Zuschüsse Dritter können, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, hälf-
tig zur Deckung der Anteile der Gemeinde gemäß Abs. 2 verwendet werden.

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten durch
eine ergänzende Satzung von den Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn wichtige Grün-
de für eine andere Vorteilsbemessung sprechen.

§ 6
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die
Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Verkehrsanlage oder ei-
nes bestimmten Abschnittes von ihr besteht (berücksichtigungsfähige Grundstücke). Die
Verteilung des Aufwandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen,
die sich für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücks-
flächen mit dem nach den §§ 7 und 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstückes im bürger-
lich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich
oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Flächenermittlung des Nutzungsfaktors
nach § 7. Für die übrigen Flächen - einschließlich der im Außenbereich liegenden
Teilflächen jenseits einer Bebauungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der
Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB - richtet sich die Ermittlung des Nut-
zungsfaktors nach § 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken,
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der

Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen, die Ge-
samtfläche des Grundstückes;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, und bei Grundstücken,
die über die Grenzen einer solchen 5atzung hinausreichen, die Fläche im Satzungs-
bereich;
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4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,
a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilwei-

se im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen
Verkehrsanlage und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m
dazu verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Verkehrsanlage an-
grenzen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr
verbunden sind, die Fläche zwischen der der öffentlichen Verkehrsanlage zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand
von 50 m dazu verläuft.

5. bei Grundstücken, die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen
hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen
Verkehrsanlage bzw. im Fall von Nr. 4 lit b) der der öffentlichen Verkehrsanlage zu-
gewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Ab-
stand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht.

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise (z.B. Friedhöfe,

Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb des
im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, die Gesamtfläche des
Grundstücks;
oder

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entspre-
chender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind
(landwirtschaftliche Nutzung), ist die Gesamtfläche des Grundstückes bzw. die
Fläche zu Grunde zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

(5) Bei Grundstücken, die an zwei oder mehreren öffentlichen Einrichtungen im Sinne die-
ser Satzung liegen, wird die nach den Absätzen 1 bis 4 Nr. 1 ermittelte Beitragsfläche nur
zu 2/3 angesetzt, den dadurch entstehenden Ausfall trägt die Gemeinde. Diese Regelung
gilt nicht für Grundstücke nach Abs. 4 Nr. 2.

§ 7
Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp.

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die bau-
lich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.
Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften
Vollgeschosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behan-
delt. Besteht im Einzelfall eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks
in ihm kein Vollgeschoss i.S. der Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder in-
dustriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise
baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,30 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe)
als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Voll-
geschoss um 0,25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in § 6 Abs. 3 bestimmten
Flächen - bei Grundstücken, 
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 6 Abs.

3 Nr. 1 und Nr. 2),
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bauli-

chen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im
Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten
die durch 2,3 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe) auf ganze Zah-
len aufgerundet,

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der
baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch
3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von ei-
nem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von einem Vollgeschoss,

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der
näheren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene
(§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) - c),

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. d) - g) oder die Höhe der
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschrit-
ten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der
tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit b)
bzw. lit. c),

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen ( § 6 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhande-

nen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird verviel-
facht mit
1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)

oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4a BauN-
VO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne aus-
drückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend
gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise
(z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe)
genutzt wird;

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbe-

gebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes {§ 11
BauNVO) liegt.

§ 8
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung

(1) Für Flächen nach § 6 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die
1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder

gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe,
Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles so genutzt werden....................................................0,5

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in
einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche
Nutzung), wenn
a) sie ohne Bebauung sind, bei

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen ................0,0167
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland ............................0,0333
cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) ...........................................1,0

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-
nutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingär-
ten, Campingplätze) ohne Bebauung ...............................................................0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftli-
che Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die
sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
flächenzahl 0,2 ergibt,......................................................................................1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a)

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine
Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeit geteilt
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt.............................................................1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch
aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2
ergibt, ..............................................................................................................1,5 
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a)

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6
BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen
aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks oder Gewerbebetrieben dienen,

....................................................................................................................1,5
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich
vorhandene Vollgeschoss

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung ....................................1,0 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit a).

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 7 Abs. 1.

§ 9
Aufwandsspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenausbaubeitrag selbständig er-
hoben werden für
1. die Kosten des Grunderwerbs für die öffentliche Verkehrsanlage,
2. die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Baumaßnahme,
3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahr-

bahn,
4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwe-

ge oder eines von ihnen,
5. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwe-

ge oder eines von ihnen,
6. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinier-

ter Rad- und Gehwege oder eines von ihnen,
7. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Ober-

flächenentwässerung der öffentlichen Einrichtung,
8. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Be-

leuchtungseinrichtungen der öffentlichen Verkehrsanlage.

§ 10
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme.

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung
der Teilmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ausspruch der Aufwandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitragspflicht
mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Abschnittsbil-
dungsbeschluss.

(4) Die in Abs. 1 - 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen
Arbeiten entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt
sind, der Aufwand berechenbar ist und in den Fällen von Abs. 1 und 3 die erforderlichen
Grundflächen im Eigentum der Gemeinde stehen.

§ 11
Vorausleistungen

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so-
bald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist.

§ 12
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-
gentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist
anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit
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einem dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuch belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts
beitragspflichtig.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes einge-
tragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte im Sinne von
§ 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes.

(3) Mehrere Beitragpflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und Teileigen-
tum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mit-
eigentumsanteil beitragspflichtig.

(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbau-
rechts auf diesem und im Falle von Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- und
Teileigentum.

§ 13
Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen Be-
scheid festgesetzt.

§ 14
Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat nach
der Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 15
Ablösung

(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung
durch Vertrag vereinbart werden.

(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausbaumaßnahme im Sinne von
§ 1 entstehende Ausbauaufwand anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrechnun-
gen und im übrigen nach dem Ausschreibungsergebnis sowie den Kosten für den Ausbau
von Teileinrichtungen bei vergleichbaren öffentlichen Verkehrsanlagen zu ermitteln und
nach Maßgabe der §§ 5 - 8 auf die Grundstücke zu verteilen, denen durch die Inan-
spruchnahme oder die Möglichkeit der Inanspruchnahme der betreffenden öffentlichen
Verkehrsanlage ein Vorteil entsteht.

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 16
Billigkeitsregelungen

(1) Ausgehend von einer Durchschnittgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend
Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 1.676 m2 gelten derarti-
ge Wohngrundstücke als im Sinne von § 6 c Abs. 2 Satz 4 KAG-LSA übergroß, wenn die
nach § 6 Abs. 3 oder Abs. 4 zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durch-
schnittsgröße um 30 v.H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. In diesem Sinne
übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche im vollen Um-
fang, hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 50 v.H. übersteigenden Vorteils-
fläche zu 50 v.H. und wegen einer darüber hinausgehenden Vorteilsfläche zu 30 v.H. des
sich nach §§ 6 bis 8 zu berechnenden Straßenausbaubeitrages herangezogen. Die Be-
grenzungsregelung ist zunächst auf die Vorteilsfläche nach § 7 Abs. 2 und danach auf die
darüber hinausgehende Vorteilsfläche nach § 6 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet wer-
den, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einzie-
hung nach Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 17
Besondere Zufahrten

(1) Mehrkosten für zusätzliche oder stärker auszubauende Grundstückszufahrten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind keine beitragspflichtigen Aufwendungen; auf ihre Anlegung
durch die Gemeinde besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Die besonderen Zufahrten können auf Antrag des Grundstückeigentümers oder des Erb-
bauberechtigten - vorbehaltlich der auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften erfor-
derlichen Genehmigungen - auf dessen Rechnung erstellt werden, sofern die bestehen-
den oder zu erwartenden Verkehrsverhältnisse dies zulassen.

§ 18
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung
vom 27.06.2001 außer Kraft.

Dahlen, den 23.06.2003

Glöß
Bürgermeister

Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach 
§ 6 KAG-LSA für straßenbauliche Maßnahmen 

in der Gemeinde Uenglingen

Aufgrund der §§ 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568) und § 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Sach-
sen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405) in der jeweils
gültigen Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Uenglingen in seiner Sitzung am
24.06.2003 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Beitragsfähige Maßnahmen

(1) Zur Deckung ihres Aufwandes für die erforderliche Herstellung, Anschaffung, Erweite-

rung, Verbesserung und Erneuerung ihrer öffentlichen Verkehrsanlagen (Straßen, Wege,
Plätze sowie Straßenbegleitgrün) erhebt die Gemeinde Beiträge - sofern Erschließungs-
beiträge nach den §§ 127 ff. BauGB nicht erhoben werden können - nach Maßgabe die-
ser Satzung von den Beitragspflichtigen im Sinne des § 6 Abs. 8 KAG-LSA, denen durch
die Inanspruchnahme oder die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Leistungen ein
Vorteil entsteht.

(2) Zu den öffentlichen Verkehrsanlagen gehören auch die aus tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege, die außerhalb der ge-
schlossenen Ortslage (Außenbereich) verlaufenden Gemeindestraßen nach 3 Abs. 1 Nr.
3 StrG LSA und die sonstigen öffentlichen Straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 StrG LSA, die
in der Straßenbaulast der Gemeinde stehen.

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne Ausbau-
maßnahme. Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte Teile einer
Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren Abschnitt einer
Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert ermitteln.

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahmen werden durch das Bauprogramm be-
stimmt. Das Bauprogramm wird durch die Gemeinde formlos festgelegt.

§ 2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten
1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der für

die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen Verkehrs-
anlagen benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von der Gemeinde
hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

2. für die Freilegung der Fläche;
3. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahr-

bahn mit Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen
einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen und Ersatzlei-
stungen wegen Veränderung des Straßenniveaus;

4. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von We-
gen und Plätzen in entsprechender Anwendung von Nr. 3;

5. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von
a) Randsteinen und Schrammborden,
b) Rad- und Gehwegen,
c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
d) Beleuchtungseinrichtungen,
e) Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der öffentli-

chen Verkehrsanlagen,
f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
g) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grünanlagen,

soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind,
h) niveaugleichen Mischflächen

6. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung;
7. der Fremdfinanzierung;
8. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maßnahme bewirk-

ten Eingriffs in Natur oder Landschaft zu erbringen sind.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1 Der beitragfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der Aufwand für
1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus,
wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.

§ 4
Grundstück

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne.

(2) Ist ein vermessenes und im Grundbuch eingetragenes bürgerlich-rechtliches Grundstück
nicht vorhanden, so gilt die von dem Beitragspflichtigen zusammenhängend genutzte
Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die Grund-
stücksgröße nachprüfbar, insbesondere durch amtliche Dokumente, nachzuweisen.

§ 5
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Aufwand

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die Allgemeinheit aus der Inan-
spruchnahme der öffentlichen Verkehrsanlage ergebenden Vorteils von dem beitrags-
fähigen Aufwand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil. Den übrigen Teil des Aufwan-
des tragen die Beitragspflichtigen und die Gemeinde, soweit sie Eigentümerin oder Erb-
bauberechtigte eines berücksichtigungsfähigen Grundstückes ist.

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der öffentlichen Verkehrsanlagen durch die
Allgemeinheit auf die Gemeinde entfallende Anteil am beitragsfähigen Aufwand be-
trägt:
1. bei öffentlichen Verkehrsanlagen, die überwiegend dem Anliegerverkehr dienen,

sowie bei verkehrsberuhigten Wohnstraßen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 45 v.H.
2. bei öffentlichen Verkehrsanlagen mit starkem innerörtlichen Verkehr

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen sowie Böschun-
gen, Schutz- und Stützmauern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 65 v.H.

b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als kombinierte
Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Verkehrsanlage
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55 v.H.

c) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der
Oberflächenentwässerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 65 v.H.

e) für niveaugleiche Mischflächen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55 v.H.
3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem Durchgangsverkehr dienen

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen sowie Böschun-
gen, Schutz- und Stützmauern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 v.H.
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b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als kombinierte
Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Verkehrsanlage
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 70 v.H.

c) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der
Oberflächenentwässerung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 75 v.H.

4. bei außerhalb der geschlossenen Ortslage (Außenbereich) verlaufenden Gemeinde-
straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrG LSA. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 v.H.

5. Sonstige öffentliche Straßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 StrG LSA, die in der Straßenbau-
last der Gemeinde stehen, werden von der Beitragserhebung freigestellt.

(3) Zuschüsse Dritter können, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, hälf-
tig  zur Deckung der Anteile der Gemeinde gemäß Abs. 2 verwendet werden.

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten durch
eine ergänzende Satzung von den Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn wichtige Grün-
de für eine andere Vorteilsbemessung sprechen.

§ 6
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die
Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Verkehrsanlage oder ei-
nes bestimmten Abschnittes von ihr besteht (berücksichtigungsfähige Grundstücke). Die
Verteilung des Aufwandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen,
die sich für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücks-
flächen mit dem nach den §§ 7 und 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstückes im bürger-
lich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich
oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Flächenermittlung des Nutzungsfaktors
nach § 7. Für die übrigen Flächen - einschließlich der im Außenbereich liegenden
Teilflächen jenseits einer Bebauungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der
Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB - richtet sich die Ermittlung des Nut-
zungsfaktors nach § 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken,
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der

Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen, die Ge-
samtfläche des Grundstückes;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, und bei Grundstücken,
die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungs-
bereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,
a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilwei-

se im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen
Verkehrsanlage und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 30 m
dazu verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Verkehrsanlage an-
grenzen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr
verbunden sind, die Fläche zwischen der der öffentlichen Verkehrsanlage zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand
von 30 m dazu verläuft.

5. bei Grundstücken, die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen
hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen
Verkehrsanlage bzw. im Fall von Nr. 4 lit b) der der öffentlichen Verkehrsanlage zu-
gewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Ab-
stand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht.

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise (z.B. Friedhöfe,

Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb des
im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, die Gesamtfläche des
Grundstücks;
oder

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entspre-
chender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind
(landwirtschaftliche Nutzung), ist die Gesamtfläche des Grundstückes bzw. die
Fläche zu Grunde zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

(5) Bei Grundstücken, die an zwei oder mehreren öffentlichen Einrichtungen im Sinne die-
ser Satzung liegen, wird die nach den Absätzen 1 bis 4 Nr. 1 ermittelte Beitragsfläche nur
zu 2/3 angesetzt, den dadurch entstehenden Ausfall trägt die Gemeinde. Diese Regelung
gilt nicht für Grundstücke nach Abs. 4 Nr. 2.

§ 7
Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp.

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die bau-
lich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 
Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften
Vollgeschosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behan-
deit. Besteht im Einzelfall eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks
in ihm kein Vollgeschoss i.S. der Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder in-
dustriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise
baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,30 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe)
als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1.0 und erhöht sich je weiteres Voll-
geschoss um 0,25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in § 6 Abs. 3 bestimmten
Flächen - bei Grundstücken,
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 6 Abs.

3 Nr. 1 und Nr. 2),

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bauli-

chen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im
Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten
die durch 2,3 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe) auf ganze Zah-
len aufgerundet,

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der
baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch
3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von ei-
nem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von einem Vollgeschoss,

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der
näheren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene
(§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) - c),

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. d) - g) oder die Höhe der
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschrit-
ten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der
tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit. b)
bzw. lit. c),

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen ( § 6 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhande-

nen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird verviel-
facht mit

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4a Bau-
NVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne
ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwie-
gend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen
Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Be-
rufe) genutzt wird;

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbe-
gebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11
BauNVO) liegt.

§ 8
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung

(1) Für Flächen nach § 6 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die 
1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder

gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe,
Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles so genutzt werden. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,5

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in
einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche
Nutzung), wenn
a) sie ohne Bebauung sind, bei

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen . . . . . . . . 0,0167
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland . . . . . . . . . . . . . . 0,0333
cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-
nutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingär-
ten, Campingplätze) ohne Bebauung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftli-
che Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die
sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
flächenzahl 0,2 ergibt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a)

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine
Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeit geteilt
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jede weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. b).

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch
aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2
ergibt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,5
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a)

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6
BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen
aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen,

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,5
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich
vorhandene Vollgeschoss

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a.

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 7 Abs. 1.

§ 9
Aufwandsspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenausbaubeitrag selbständig er-
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hoben werden für
1. die Kosten des Grunderwerbs für die öffentliche Verkehrsanlage,
2. die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Baumaßnahme,
3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahr-

bahn,
4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwe-

ge oder eines von ihnen,
5. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwe-

ge oder eines von ihnen,
6. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinier-

ter Rad- und Gehwege oder eines von ihnen,
7. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Ober-

flächenentwässerung der öffentlichen Einrichtung,
8. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Be-

leuchtungseinrichtungen der öffentlichen Verkehrsanlage,

§ 10
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme.

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung
der Teilmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ausspruch der Aufwandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitragspflicht
mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Abschnittsbil-
dungsbeschluss.

(4) Die in Abs. 1 - 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen
Arbeiten entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt
sind, der Aufwand berechenbar ist und in den Fällen von Abs. 1 und 3 die erforderlichen
Grundflächen im Eigentum der Gemeinde stehen.

§ 11
Vorausleistungen

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so-
bald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist.

§ 12
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-
gentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist
anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit
einem dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuch belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts
beitragspflichtig.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes einge-
tragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte im Sinne von
§ 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes.

(3) Mehrere Beitragpflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und Teileigen-
tum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig.

(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbau-
rechts auf diesem und im Falle von Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- und
Teileigentum.

§ 13
Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen Be-
scheid festgesetzt.

§ 14
Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat nach
der Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 15
Ablösung

(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung
durch Vertrag vereinbart werden.

(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausbaumaßnahme im Sinne von
§ 1 entstehende Ausbauaufwand anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrechnun-
gen und im übrigen nach dem Ausschreibungsergebnis sowie den Kosten für den Ausbau
von Teileinrichtungen bei vergleichbaren öffentlichen Verkehrsanlagen zu ermitteln und
nach Maßgabe der §§ 5 - 8 auf die Grundstücke zu verteilen, denen durch die Inan-
spruchnahme oder die Möglichkeit der Inanspruchnahme der betreffenden öffentlichen
Verkehrsanlage ein Vorteil entsteht.

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 16
Billigkeitsregelungen

(1) Ausgehend von einer Durchschnittgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend
Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 773 m2 gelten derartige
Wohngrundstücke als im Sinne von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA übergroß, wenn die
nach § 6 Abs. 3 oder Abs. 4 zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durch-
schnittsgröße um 30 v.H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. In diesem Sinne
übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche im vollen Um-
fang, hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 50 v.H. übersteigende Vorteils-
fläche zu 50 v.H. und wegen einer darüber hinausgehenden Vorteilsfläche zu 30 v.H. des
sich nach §§ 6 bis 8 zu berechnenden Straßenausbaubeitrages herangezogen. Die Be-
grenzungsregelung ist zunächst auf die Vorteilsfläche nach § 7 Abs. 2 und danach auf die
darüber hinausgehende Vorteilsfläche nach § 6 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet wer-
den, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeu-
ten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Ein-
ziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen wer-
den.

§ 17
Besondere Zufahrten

(1) Mehrkosten für zusätzliche oder stärker auszubauende Grundstückszufahrten im öffent-
lichen Verkehrsraum sind keine beitragspflichtigen Aufwendungen; auf ihre Anlegung
durch die Gemeinde besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Die besonderen Zufahrten können auf Antrag des Grundstückeigentümers oder des Erb-
bauberechtigten - vorbehaltlich der auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften erfor-
derlichen Genehmigungen - auf dessen Rechnung erstellt werden, sofern die bestehen-
den oder zu erwartenden Verkehrsverhältnisse dies zulassen.

§ 18
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung
vom 27.03.2001 außer Kraft.

Uenglingen, den 24.06.2003)

Hampe Bürgermeister

VGem „Tangerhütte-Land“

Bekanntmachung der VGem „Tangerhütte-Land“ 
über die Jahresrechnung 2001 sowie die Entlastung 

der Leiterin des gemeinsamen Verwaltungsamtes für das
Haushaltsjahr 2001

Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05.10.93 (GVB1. LSA S. 568), in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme der Leiterin des gemeinsamen Verwaltungsamtes bestätigt der Gemeinschafts-
ausschuss die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr

2 0 0 1 .

Der Leiterin des gemeinsamen Verwaltungsamtes wird für diesen Zeitraum Entlastung er-
teilt. Die Jahresrechnung mit dem Rechenschaftsbericht liegt in der Zeit

vom 18. 09. bis 26. 09.2003

in der VGem „Tangerhütte-Land“, Birkholzer Chaussee 7, 39517 Tangerhütte, zu den
Sprechzeiten öffentlich aus.

Vorsitzende Leiterin 
des Gemeinschaftsausschusses des gemeinsamen Verwaltungsamtes

Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge 
für öffentliche Verkehrsanlagen

Aufgrund der §§ 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 5. Okto-
ber 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Gesetz über das kommunale Un-
ternehmensrecht. Artikel 2 Änderung der Gemeindeordnung vom 03.04.2001 (GVBl. LSA S.
136) i.V.m. § 6a des Kommunalabgabengesetzes vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405) bzw. in der zuletzt
gültigen Fassung hat der Gemeinderat Hüselitz in seiner Sitzung am 24.04.2001 folgende
Satzung über die Erhebung eines wiederkehrenden Straßenausbaubeitrages für den Ortsteil
Klein Schwarzlosen beschlossen.

§ 6a Beitragssatz

Der Beitragssatz wird nach den jährlich ermittelten Investitionsaufwendungen in einer ge-
sonderten Satzung festgelegt.

Der errechnete Beitragssatz für die im Jahr 2001/2002 durchgeführten Maßnahmen (Geh-
wegbau und Straßenbeleuchtung in der Dorfstraße) ergibt 0,23429 d/m2 errechneter bei-
tragspflichtiger Fläche.

Diese Satzung tritt zum Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.

Peter Otto
amt. Bürgermeister Siegel

Datum 26.08.2003
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Bekanntmachung der Gemeinde Lüderitz 
über die Jahresrechnung 2001 sowie die Entlastung 

der Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2001

Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05.10.93 (GVBl. LSA S. 568), in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme der Bürgermeisterin bestätigt der Gemeinderat die Jahresrechnung für das Haus-
haltsjahr

2 0 0 1 .

Der Bürgermeisterin wird für diesem Zeitraum Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnung liegt in der Zeit

vom 02. 10. bis 17. 10. 2003

im Gemeindeamt zu den Sprechzeiten öffentlich aus.

Lüderitz, d. 09. 09. 2003

Hoffmann
Bürgermeisterin (Siegel)

Bekanntmachung der Gemeinde Jerchel
über die Jahresrechnung 2001 sowie die Entlastung 

der Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2001

Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05.10.93 (GVBl. LSA S. 568), in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme der Bürgermeisterin bestätigt der Gemeinderat die Jahresrechnung für das Haus-
haltsjahr

2 0 0 1 .

Der Bürgermeisterin wird für diesem Zeitraum Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnung liegt in der Zeit

vom 02. 10. bis 17. 10. 2003

im Gemeindeamt zu den Sprechzeiten öffentlich aus.

Jerchel, d. 4. 9. 2003

Behrens
Bürgermeisterin (Siegel)

Stellenausschreibung

In der Gemeinde Lüderitz ist zum 01.12.2003 befristet bis zum 31.03.2006 folgende Stelle zu
besetzen:

Erzieherin in der Kindertageseinrichtung und im Hort (Außenstelle).

Gesucht wird eine verantwortungsbewusste und einsatzfreudige Persönlichkeit.

Die Arbeitszeit beträgt 30 Wochenstunden.
Die Vergütung erfolgt nach BAT-O.
Erforderliche Qualifikation: Abschluss als staatlich anerkannte Erzieherin. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis zum 

15. Oktober 2003 zu richten an:

Frau
Bürgermeisterin
Ramona Hoffmann
Tangermünder Straße 43
39517 Lüderitz OT Groß Schwarzlosen

Katasteramt Stendal Telefon: 0 39 31/57 00 00
Scharnhorststraße 89 Fax: 0 39 31/57 04 99
39576 Stendal
(Sonderungsbehörde)
Antrags-Nr.: V12-017-03

Mitteilung 
Verfahren nach dem Bodensonderungsgesetz - BoSoG - 

Sonderungsplan Nr.17/2003

In der Gemeinde: Kamern Gemarkung: Kamern Flur : 9

Flurstück: 216 (ungetrennte Hofräume und Hausgärten)

ist ein Verfahren nach dem Gesetz über die Sonderung unvermessener und überbauter

Grundstücke nach der Karte (Bodensonderungsgesetz - BoSoG) vom 20. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2182, 2215) eingeleitet worden. Das betroffene Gebiet ist in der beigefügten Kar-
te gekennzeichnet. Hierdurch sollen die Reichweite des unvermessenen Eigentums oder un-
vermessener Nutzungsrechte bestimmt und somit nachhaltig rechts- und verkehrsfähige
Grundstücke geschaffen werden. Sonderungsbehörde ist das Katasteramt Stendal, Scharn-
horststraße 89, 39576 Stendal. Der Entwurf des Sonderungsplanes sowie die zu seiner Auf-
stellung verwandten Unterlagen liegen

vom 18. September 2003 bis 17. Oktober 2003

in den Diensträumen des Katasteramtes Stendal - Raum 312 - während der Öffnungszeiten
zur Einsicht aus. Die Öffnungszeiten sind wie folgt geregelt:

Mo., Mi., 08.00 - 13.00 Uhr 
Di, Do., 08.00 - 15.30 Uhr 
Fr., 08.00 - 12.00 Uhr

Einsichtnahmen außerhalb der Öffnungszeiten sind nach telefonischer Absprache möglich.

Alle Planbetroffenen können innerhalb eines Monats nach dieser Bekanntmachung den Ent-
wurf für den Sonderungsplan sowie seine Unterlagen einsehen und Einwände gegen die ge-
troffenen Festlegungen zu den dinglichen Rechtsverhältnissen erheben. Planbetroffene sind
die Eigentümer der betroffenen Grundstücke, die Inhaber von dinglichen Nutzungsrechten,
von Gebäudeeigentum und Anspruchsberechtigte nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz
sind. Das Gleiche gilt für die Anmelder von Rückübertragungsansprüchen nach dem Vermö-
gensgesetz oder aus Restitution (§ 11 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes) und für die
Inhaber beschränkter dinglicher Rechte an den betroffenen Grundstücken oder Rechten an
diesen Grundstücken.
Die Einwände sind bei der oben bezeichneten Sonderungsbehörde unter der oben genannten
Anschrift schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben.

Im Auftrag Stendal, den 04.09.2003

Sylvia Peters

Katasteramt Stendal Telefon: 0 39 31/57 00 00
Scharnhorststraße 89 Fax: 0 39 31/57 04 99
39576 Stendal
(Sonderungsbehörde)
Antrags-Nr.: V12-012-03

Mitteilung 
Verfahren nach dem Bodensonderungsgesetz - BoSoG - 

Sonderungsplan Nr.12/2003

In der Gemeinde: Kamern           Gemarkung: Kamern Flur: 9

Flurstücke: 184/23 und 188/23 (ungetrennte Hofräume und Hausgärten)

ist ein Verfahren nach dem Gesetz über die Sonderung unvermessener und überbauter
Grundstücke nach der Karte (Bodensonderungsgesetz - BoSoG) vom 20. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2182, 2215) eingeleitet worden. Das betroffene Gebiet ist in der beigefügten Kar-
te gekennzeichnet. Hierdurch sollen die Reichweite des unvermessenen Eigentums oder un-
vermessener Nutzungsrechte bestimmt und somit nachhaltig rechts- und verkehrsfähige
Grundstücke geschaffen werden. Sonderungsbehörde ist das Katasteramt Stendal, Scharn-
horststraße 89, 39576 Stendal. Der Entwurf des Sonderungsplanes sowie die zu seiner Auf-
stellung verwandten Unterlagen liegen

vom 18. September 2003 bis 17. Oktober 2003

in den Diensträumen des Katasteramtes Stendal - Raum 312 - während der Öffnungszeiten
zur Einsicht aus. Die Öffnungszeiten sind wie folgt geregelt:

Mo., Mi., 08.00 - 13.00 Uhr 
Di, Do., 08.00 - 15.30 Uhr 
Fr., 08.00 - 12.00 Uhr

Einsichtnahmen außerhalb der Öffnungszeiten sind nach telefonischer Absprache möglich.

Alle Planbetroffenen können innerhalb eines Monats nach dieser Bekanntmachung den Ent-
wurf für den Sonderungsplan sowie seine Unterlagen einsehen und Einwände gegen die ge-
troffenen Festlegungen zu den dinglichen Rechtsverhältnissen erheben. Planbetroffene sind
die Eigentümer der betroffenen Grundstücke, die Inhaber von dinglichen Nutzungsrechten,
von Gebäudeeigentum und Anspruchsberechtigte nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz
sind. Das Gleiche gilt für die Anmelder von Rückübertragungsansprüchen nach dem Vermö-
gensgesetz oder aus Restitution (§ 11 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes) und für die
Inhaber beschränkter dinglicher Rechte an den betroffenen Grundstücken oder Rechten an
diesen Grundstücken.

Die Einwände sind bei der oben bezeichneten Sonderungsbehörde unter der oben genannten
Anschrift schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben.

Im Auftrag Stendal, den 04.09.2003

Sylvia Peters
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Katasteramt Stendal Stendal, den 03.09.2003
Scharnhorststraße 89
39 576 Stendal
Telefon 03931 / 570 000

Offenlegung 
gemäß § 12 Abs. 3 des 

Vermessungs- und Katastergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 22. Mai 1992

Für den Bereich der Gemarkungen
Behrendorf, Flur 1-2; Berge, Flur 1-5; Dobbrun, Flur 1-5; Drüsedau, Flur 1-5, Düsedau, 

Flur 1-9; Gagel, Flur 1-4; Giesenslage, Flur 1-2, und Krevese, Flur 1-5, wurden die Nach-
weise des Liegenschaftskatasters verändert.

Das Katasteramt Stendal hat die tatsächliche Nutzung aktualisiert und in das Liegenschafts-
kataster übernommen.

Das Gebiet ist in den beigefügten Übersichtskarten gekennzeichnet

Allen beteiligten Eigentümern, Erbbauberechtigten und Nutzungsberechtigten werden die
Veränderungen auf diesem Wege durch Offenlegung bekannt gemacht.

Das Liegenschafsbuch und die Liegenschafskarte werden in der Zeit vom 1. Oktober 2003
bis 31. Oktober 2003 in den Diensträumen des Katasteramtes Stendal (Raum 104) während
der Sprechzeiten,

Mo., Mi. 08.00 - 13.00 Uhr
Di., Do. 08.00 -18.00 Uhr
Fr. 08.00 - 12.00 Uhr,

zur Einsicht ausgelegt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Angaben, welche durch die Veränderung in die Liegenschaftskarte übernommen

worden sind, kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der oben angegebenen Offenle-
gungsfrist Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei dem Katasteramt Stendal, Scharnhorststraße 89, 39576 Stendal einzulegen.

Im Auftrag

Dieter Kottke
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